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Rechtspolitik
 

Geänderter Gesetzentwurf zur Neuordnung des Rechts der Syndici passiert
Rechtsausschuss

Am 02.12.2015 hat sich der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz des Bundestages mit dem
Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Rechts der Syndikusanwälte befasst und noch einige
Änderungen gegenüber den beiden ursprünglichen Gesetzentwürfen beschlossen. Klargestellt
wurde, dass die Zulassung als Syndikusrechtsanwalt nicht vom Abschluss einer
Berufshaftpflichtversicherung bzw. dessen Nachweis abhängt. Eine Klarstellung enthält § 231 Abs.
4 d) SGB VI im Zusammenhang mit der 45-Jahres-Altersgrenze. Damit wird unter bestimmten
Voraussetzungen ein rückwirkendes Befreiungsrecht eingeräumt, sofern für berufsständische
Versorgungswerke, die bislang noch Höchstaltersgrenzen für die Begründung einer
Pflichtmitgliedschaft kennen, diese Altersgrenzen innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten des
Gesetzes aufgehoben werden. Weitere Änderungen betreffen das besondere elektronische
Anwaltspostfach sowie die Anwaltsverzeichnisse.

Der Deutsche Bundestag wird sich mit diesem Gesetzgebungsvorhaben in zweiter und dritter
Lesung am 17.12.2015 befassen. Für dem 18.12.2015 steht das Gesetz auf der Tagesordnung des
Bundesrates. Ob der Bundesrat sich an diesem Tag endgültig mit dem Vorhaben befassen wird,
steht noch nicht fest. Abweichend von den bisherigen Gesetzentwürfen kann das Gesetz zur
Neuordnung des Rechts der Syndikusanwälte frühestens am 01.01.2016 in Kraft treten.

Weiterhführender Link:

Beschlussfassung und Bericht des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz
 

Insolvenzrecht

Zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Sachverständigenrechts und zur
weiteren Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit hat die BRAK eine weitere Stellungnahme
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abgegeben und darin eine Ergänzung für das Insolvenzverfahren vorgeschlagen.

Bislang sind die Voraussetzungen zur Übertragung der dem Insolvenzgericht originär obliegenden
Rechnungsprüfungspflicht – trotz regelmäßiger Übertragung in der Praxis – nicht gesetzlich
geregelt. Die BRAK regt jetzt an, hier eine gesetzliche Regelung zu schaffen. Danach soll die
Übertragung der Rechnungsprüfungspflicht auf einen Sachverständigen nur dann erfolgen, wenn
die Gläubigerversammlung bzw. der Gläubigerausschuss, wenn ein solcher bestellt ist, der
Übertragung zustimmt oder der Umfang des Verfahrens eine Schlussrechnungsprüfung durch das
Insolvenzgericht ausschließt.

Weiterführender Link:

Stellungnahme der BRAK (Stlln.-Nr. 42/2015, November 2015)

Verbraucherschlichtung – Bundestag setzt EU-Richtlinie zur alternativen
Streitbeilegung um

Der Bundestag hat am 03.12.2015 den Gesetzentwurf zur Regelung alternativer
Streitbeilegungsverfahren in Verbraucherangelegenheiten in der vom Rechtsausschuss
geänderten Fassung angenommen und damit die entsprechende EU-Richtlinie umgesetzt. Dadurch
wird nun ein bundeseinheitlicher Rahmen für die außergerichtliche Beilegung von Streitigkeiten
zwischen Verbrauchern und Unternehmen geschaffen. Das Gesetz regelt Kriterien und Verfahren
zur Anerkennung als Streitbeilegungsstelle. Einheitlich zuständige Stelle ist das Bundesamt für
Justiz. Um einen flächendeckenden Zugang zu sichern, ist eine Allgemeine
Verbraucherschlichtungsstelle nebst wissenschaftlicher Evaluierung vorgesehen. Als
Qualitätsanforderung an den Streitmittler wird vorausgesetzt, dass dieser entweder die Befähigung
zum Richteramt besitzt oder zertifizierter Mediator sein muss. Dies entspricht der zentralen
Forderung der BRAK.

Weiterführende Links:

Gesetzentwurf (BT-Drucks. 18/5089)
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz
(BT-Drucks. 18/6904)
Stellungnahme der BRAK (Stlln.-Nr. 3/2015, Januar 2015)

 

 

Rechtsprechung
 

BVerfG zum Umgehungsverbot des anwaltlichen Insolvenzverwalters

Das BVerfG hat die Verfassungsbeschwerde zu der Frage, ob das Umgehungsverbot des § 12
BORA auch für den Anwalt gilt, der zum Insolvenzverwalter bestellt worden ist und für die
verwaltete Masse Forderungen einzieht, nicht zur Entscheidung angenommen.

Der BGH (Urt. v. 06.07.2015 – AnwZ (Brfg) 24/14) hatte im Juli 2015 entschieden, dass ein Anwalt,
der zum Insolvenzverwalter bestellt worden ist und für die verwaltete Masse Forderungen einzieht,
sich an das Umgehungsverbot des § 12 BORA zu halten hat. Der BGH hatte ausgeführt, dass die
Tätigkeit des Insolvenzverwalters zum Berufsbild des Rechtsanwalts gehöre. Zwar werde der
Zugang zum Beruf des Insolvenzverwalters in den §§ 56 ff. InsO geregelt, die Ausübung des Berufs
habe allerdings keine gesetzliche Regelung, etwa in einer Berufsordnung, erfahren. Auch die
Fachanwaltsordnung, welche die bei der BRAK eingerichtete Satzungsversammlung aufgrund ihrer
Satzungskompetenz erlassen hat, verstehe die Insolvenzverwaltertätigkeit als Teil der
Anwaltstätigkeit.

Das BVerfG hat nun ausgeführt, dass der Verfassungsbeschwerde weder grundsätzliche
Bedeutung zukomme noch ihre Annahme zur Durchsetzung der Rechte des beschwerdeführenden
Rechtsanwalts angezeigt sei. Die Verfassungsbeschwerde habe keine Aussicht auf Erfolg. Sie sei
unzulässig, weil sie den Begründungserfordernissen der §§ 92, 93 Abs. 1 Satz 2 BVerfGG nicht
genüge. Der Beschwerdeführer habe verkannt, dass der Bescheid der Rechtsanwaltskammer und
die diesen bestätigenden gerichtlichen Entscheidungen die Einhaltung seiner als Rechtsanwalt zu
beachtenden Berufspflichten zum Gegenstand hatte. Es sei nicht darum gegangen, für den
anwaltlichen Insolvenzverwalter Berufspflichten einzuführen. Insbesondere sei bei der
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Auseinandersetzung mit den gerichtlichen Entscheidungen nicht berücksichtigt worden, dass die
Gerichte nur in dem vorliegenden Einzelfall entschieden hatten, in dem der Insolvenzverwalter unter
seinem anwaltlichen Briefkopf aufgetreten war und auch unter Beifügung seiner Berufsbezeichnung
als Rechtsanwalt unterzeichnet hatte.

BVerfG, Beschl. v. 28.10.2015 – 1 BvR 2400/15

 

 

Deutsches Anwaltinstitut
 

28. Sozialrechtliche Jahresarbeitstagung

26. bis 27. Februar 2016

Die Sozialrechtliche Jahresarbeitstagung ist einer der Veranstaltungshöhepunkte im DAI-
Jahresprogramm für Rechtsanwälte mit sozialrechtlichem Schwerpunkt. Hochkarätige Referenten
aus Anwaltschaft und Gerichtsbarkeit stellen die wichtigsten Entwicklungen in Gesetzgebung und
Rechtsprechung auf dem gesamten Gebiet des Sozialrechts vor.

Insbesondere werden folgende Themen behandelt:

Die gestärkte Bedeutung des einstweiligen Rechtsschutzes im sozialgerichtlichen Verfahren
Was Fachanwälte für Sozialrecht zum Krankenhausrecht wissen müssen
Neuregelung der Pflege durch das Erste und Zweite Pflegestärkungsgesetz (PSG I und PSG II)
Sozialleistungen für Zuwanderer und Flüchtlinge
Die Überprüfung nicht begünstigender Verwaltungsakte nach §§ 44/48 SGB X
Neues aus der gesetzlichen Unfallversicherung anhand der obergerichtlichen Rechtsprechung
Die grundsicherungsrechtliche Behandlung sogenannter (bzw. nicht mehr) bereiter Mittel

 

Als Fortbildungsplus zur 10-stündigen Jahresarbeitstagung bietet das DAI an deren Vortag
(Donnerstag, 25.02.2016) das 5-stündige Seminar „Beitragspflicht und Beitragsrisiken aus dem
Sozialgesetzbuch: Schwerpunkte der arbeits- und sozialrechtlichen Beratungstätigkeit“ an.

Mehr Informationen und Anmeldung: Download Prospekt oder online

Weitere aktuelle Informationen zum DAI und seinen Veranstaltungen finden Sie auch auf der
Homepage www.anwaltsinstitut.de.

Impressum
Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK)
Büro Berlin, Littenstraße 9, 10179 Berlin, Tel: 030/ 28 49 39 - 0, 
Fax: 030/ 28 49 39 - 11, E-Mail: newsletter@brak.de 
Redaktion: RAin Peggy Fiebig, LL.M., Bearbeitung: Frauke Karlstedt

Der Newsletter ist im Internet unter www.brak.de abrufbar. Wenn Sie diesen Newsletter zukünftig nicht mehr
erhalten möchten, klicken Sie bitte hier.

file:///tmp/wktemp-68436ccd-1b40-4ad2-a285-cf4c70cf1d47.html#toc_0
https://www.anwaltsinstitut.de/pdfs/042192/28. Sozialrechtliche Jahresarbeitstagung.pdf
https://www.anwaltsinstitut.de/veranstaltungen/detail/042192_id-28-sozialrechtliche-jahresarbeitstagung.html
http:
mailto:%6e%65%77%73%6c%65%74%74%65%72%40%62%72%61%6b%2e%64%65?subject=Nachrichten aus Berlin
http://www.brak.de/zur-rechtspolitik/newsletter/nachrichten-aus-berlin/
http://www.brak.de/zur-rechtspolitik/newsletter/anmeldung-newsletter/anmeldung-nachrichten-aus-berlin/

